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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften und über damit zusammenhängende Maßnahmen

(COM(2012)0614 – C7‑0382/2012 – 2012/0299(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

–
in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2012)0614),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 157 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7‑0382/2012),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

–
in Kenntnis der Stellungnahme des Rechtausschusses zu der vorgeschlagenen Rechtsgrundlage,

–
in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 13. Februar 2013
,

–
in Kenntnis der Stellungnahme des Ausschusses der Regionen vom 30. Mai 2013
,

–
gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

–
in Kenntnis des Berichts des Rechtsausschusses und des Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter sowie der Stellungnahmen des Ausschusses für Wirtschaft und Währung, des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten und des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (A7‑0000/2013),

1.
legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2.
fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3.
beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 7</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(7) Der effiziente Einsatz des Humankapitals ist nicht nur die wichtigste Determinante der Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft, sondern auch entscheidend für die Bewältigung der demografischen Herausforderungen, denen sich die EU gegenübersieht, für ein erfolgreiches Bestehen in einer globalisierten Wirtschaft und für die Sicherung eines komparativen Vorteils gegenüber Drittländern. Es gibt immer mehr hoch gebildete und qualifizierte Frauen, was sich daran zeigt, dass 60 Prozent der Hochschulabsolventen Frauen sind. Gelingt es uns nicht, diesen Kompetenzpool zu nutzen, indem den Frauen Führungspositionen in der Wirtschaft angeboten werden, lassen wir qualifiziertes Humankapital brachliegen.

	(7) Der effiziente Einsatz des Humankapitals ist nicht nur die wichtigste Determinante der Wettbewerbsfähigkeit sowie für die Entwicklungs- und Wachstumsperspektiven einer Volkswirtschaft, sondern auch entscheidend für die Bewältigung der demografischen Herausforderungen, denen sich die EU gegenübersieht, für ein erfolgreiches Bestehen in einer globalisierten Wirtschaft und für die Sicherung eines komparativen Vorteils gegenüber Drittländern. Es gibt immer mehr hoch gebildete und qualifizierte Frauen, was sich daran zeigt, dass 60 Prozent der Hochschulabsolventen Frauen sind. Gelingt es uns nicht, diesen Kompetenzpool auf Leitungsebene in Unternehmen und bei der Vergabe von Führungspositionen zu nutzen, lassen wir qualifiziertes Humankapital brachliegen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 8</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(8) Auf Ebene der Unternehmen herrscht weitgehend Konsens darüber, dass Frauen in Leitungsorganen die Corporate Governance positiv beeinflussen, weil Teamleistung und Qualität der Entscheidungen wegen der unterschiedlichen Denkweise und der kollegialen Einstellung, die neue Perspektiven eröffnen und zu ausgewogeneren Entscheidungen führen, verbessert werden. Auch belegen zahlreiche Studien den positiven Einfluss einer ausgewogenen Vertretung beider Geschlechter im Top-Management auf die Geschäftsergebnisse und den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens. Eine Erhöhung des Frauenanteils in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften in der Union kann sich daher positiv auf die Performance der Gesellschaften auswirken.
	(8) Auf Ebene der Unternehmen herrscht weitgehend Konsens darüber, dass Frauen in Leitungsorganen die Corporate Governance positiv beeinflussen, weil Teamleistung und Qualität der Entscheidungen wegen der unterschiedlichen Denkweise und der kollegialen Einstellung, die neue Perspektiven eröffnen und zu einem vorausschauenderen Geschäftsmodell und daher zu ausgewogeneren Entscheidungen führen, verbessert werden, was letztlich die Realitäten in der Gesellschaft und unter den Verbrauchern besser widerspiegelt. Auch belegen zahlreiche Studien den positiven Einfluss einer ausgewogenen Vertretung beider Geschlechter im Top-Management auf die Geschäftsergebnisse und den wirtschaftlichen Erfolg eines Unternehmens. Eine Erhöhung des Frauenanteils in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften in der Union kann sich wegen deren beträchtlicher Verantwortung für Wirtschaft und Gesellschaft daher positiv auf die Wirtschaftsleistung der Gesellschaften auswirken. Daher sollten Maßnahmen eingeführt und verstärkt werden, um die Aufstiegschancen von Frauen auf sämtlichen Managementebenen zu fördern.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 9</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(9) Dass die Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt das Wirtschaftswachstum spürbar verbessern kann, ist belegt. Eine stärkere Vertretung der Frauen in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften in der Union ist nicht nur für die betreffenden Frauen von Vorteil, sondern macht das Unternehmen auch für andere kompetente Frauen attraktiver, so dass sich mit der Zeit die Präsenz von Frauen auf allen Managementebenen und in der Belegschaft des Unternehmens erhöht. Dies hätte somit auch einen positiven Einfluss auf die Reduzierung der geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Beschäftigung und beim Arbeitsentgelt. Eine vollständige Ausnutzung des vorhandenen Kompetenzpools der Frauen dürfte zu einer merklichen Erhöhung der Bildungsrendite für den Einzelnen und für die Allgemeinheit führen. Wenn Frauen in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften in der EU weiterhin unterdurchschnittlich vertreten sind, bleiben Möglichkeiten zur Erreichung eines langfristig nachhaltigen Wachstums in den Mitgliedstaaten ungenutzt.
	(9) Dass die Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt das Wirtschaftswachstum spürbar verbessern kann, ist belegt. Eine stärkere Vertretung der Frauen in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften in der Union ist nicht nur für die betreffenden Frauen von Vorteil, sondern macht das Unternehmen auch für andere kompetente Frauen attraktiver, so dass sich mit der Zeit die Präsenz von Frauen und die Würdigung ihres Beitrags auf allen Managementebenen und in der Belegschaft des Unternehmens erhöht. Dies hätte somit auch einen positiven Einfluss auf die Reduzierung der geschlechtsspezifischen Unterschiede bei der Beschäftigung und beim Arbeitsentgelt. Eine vollständige Ausnutzung des vorhandenen Kompetenzpools der Frauen dürfte zu einer merklichen Erhöhung der Bildungsrendite für den Einzelnen und für die Allgemeinheit führen. Wenn Frauen in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften in der EU weiterhin unterdurchschnittlich vertreten sind, bleiben Möglichkeiten zur Erreichung eines langfristig nachhaltigen Wachstums in den Mitgliedstaaten ungenutzt.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>4</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 14</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(14) Zwar sollen die einzelstaatlichen Bestimmungen über die Auswahlverfahren und Qualifikationskriterien für Mitglieder von Leitungsorganen durch diese Richtlinie nicht in allen Einzelheiten harmonisiert werden, doch müssen bestimmte Mindeststandards eingeführt werden, damit börsennotierte Gesellschaften ohne ausgewogenes Geschlechterverhältnis ihre nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder auf der Grundlage eines objektiven Vergleichs der Qualifikation der Kandidaten hinsichtlich ihrer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung treffen, was für die Erreichung eines ausgewogenen Zahlenverhältnisses von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern von wesentlicher Bedeutung ist. Nur ein Vorgehen auf EU-Ebene kann wirksam dazu beitragen, dass unionsweit gleiche Wettbewerbsbedingungen herrschen und Komplikationen im Wirtschaftsleben vermieden werden.
	(14) Zwar sollen die einzelstaatlichen Bestimmungen über die Auswahlverfahren und Qualifikationskriterien für Mitglieder von Leitungsorganen durch diese Richtlinie nicht in allen Einzelheiten harmonisiert werden, doch müssen bestimmte Mindeststandards eingeführt werden, damit börsennotierte Gesellschaften ohne ausgewogenes Geschlechterverhältnis ihre nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder auf der Grundlage eines objektiven Vergleichs der Qualifikation der Kandidaten hinsichtlich ihrer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung treffen, was für die Erreichung eines ausgewogenen Zahlenverhältnisses von Frauen und Männern unter den nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern von wesentlicher Bedeutung ist. Nur ein verbindliches Vorgehen auf EU-Ebene kann wirksam dazu beitragen, dass unionsweit gleiche Wettbewerbsbedingungen herrschen, Komplikationen im Wirtschaftsleben vermieden werden und geschäftsführende Direktoren/Vorstandsmitglieder die Möglichkeiten des Binnenmarktes vollständig ausschöpfen können.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>5</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 16</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(16) Die Union sollte daher auf eine stärkere Vertretung der Frauen in den Leitungsorganen der Unternehmen hinwirken, um so das Wirtschaftswachstum anzukurbeln, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen zu stärken und eine effektive Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt zu erreichen. Es sollten Mindestanforderungen für positive Maßnahmen in Form verbindlicher quantitativer Zielvorgaben für die Anteile von Frauen und Männern in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften eingeführt werden, da die Mitgliedstaaten und anderen Länder, die sich für solche oder ähnliche Maßnahmen entschieden haben, der Unterrepräsentanz von Frauen in wirtschaftlichen Entscheidungspositionen am erfolgreichsten entgegengewirkt haben.
	(16) Die Union sollte daher auf eine stärkere Vertretung der Frauen in den Leitungsorganen der Unternehmen hinwirken, um so das Wirtschaftswachstum anzukurbeln, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen zu stärken und eine effektive Gleichstellung von Frauen und Männern auf dem Arbeitsmarkt zu erreichen. Es sollten gemeinsame Mindestanforderungen der Union für positive Maßnahmen in Form verbindlicher quantitativer Zielvorgaben für die Anteile von Frauen und Männern in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften eingeführt werden, da die Mitgliedstaaten und anderen Länder, die sich für solche oder ähnliche Maßnahmen entschieden haben, der Unterrepräsentanz von Frauen in wirtschaftlichen Entscheidungspositionen am erfolgreichsten entgegengewirkt haben.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>6</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 18</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(18) Für Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) nach der Definition der Kommission (Empfehlung 2003/361/EG vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen) sollte diese Richtlinie nicht gelten, selbst wenn es sich um börsennotierte Unternehmen handelt.
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Alle börsennotierten Gesellschaften sollten aufgrund ihrer Bedeutung für die Wirtschaft und ihrer Verantwortung für Wirtschaft und Gesellschaft die in der Richtlinie festgelegten Zielvorgaben erfüllen.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 23</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(23) Die Mitgliedstaaten üben einen beherrschenden Einfluss auf börsennotierte öffentliche Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. November 2006 über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen aus. Dieser beherrschende Einfluss gibt ihnen die Mittel an die Hand, die notwendigen Veränderungen schneller herbeizuführen. Daher muss von diesen Unternehmen verlangt werden, dass sie das Ziel eines Anteils des unterrepräsentierten Geschlechts von mindestens 40 Prozent bereits zu einem früheren Zeitpunkt erreichen.
	(23) Die Mitgliedstaaten üben einen beherrschenden Einfluss auf börsennotierte öffentliche Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie 2006/111/EG der Kommission vom 16. November 2006 über die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen Unternehmen sowie über die finanzielle Transparenz innerhalb bestimmter Unternehmen aus. Dieser beherrschende Einfluss gibt ihnen die Mittel an die Hand, die notwendigen Veränderungen schneller herbeizuführen. Daher muss von diesen Unternehmen verlangt werden, dass sie im Einklang mit den entsprechenden von den Mitgliedstaaten gemäß dieser Richtlinie eingeführten Mechanismen das Ziel eines Anteils des unterrepräsentierten Geschlechts von mindestens 40 Prozent bereits zu einem früheren Zeitpunkt erreichen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 24</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(24) Wie genau dieser Anteil in die Anzahl der nicht geschäftsführenden Direktoren/ Aufsichtsratsmitglieder umzurechnen ist, muss genauer festgelegt werden, da sich in den meisten Leitungsorganen bei der Umrechnung wegen der Gesamtzahl der Mitglieder eine Zahl knapp über oder unter 40 Prozent ergibt. Im Hinblick auf die Zielvorgaben dieser Richtlinie ist daher die Anzahl der Stellen maßgebend, die dem Anteil von 40 Prozent am nächsten kommt. Um eine Diskriminierung des anfangs überrepräsentierten Geschlechts zu vermeiden, sollten börsennotierte Gesellschaften aber nicht verpflichtet sein, die Hälfte oder mehr der Posten der nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder mit Vertretern des unterrepräsentierten Geschlechts zu besetzen. In einem Leitungsorgan, das sich aus drei oder vier nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern zusammensetzt, sollte das unterrepräsentierte Geschlecht also mindestens ein Mitglied stellen, in einem Leitungsorgan mit fünf oder sechs nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern mindestens zwei Mitglieder und in einem Leitungsorgan mit sieben oder acht nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern mindestens drei Mitglieder.
	(24) Besteht der Aufsichtsrat nur aus drei Mitgliedern, so ist es mathematisch unmöglich, für beide Geschlechter einen Anteil von über 40 Prozent zu erreichen. Daher sollte in solchen Fällen in einem Leitungsorgan, das sich aus drei nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern zusammensetzt, das unterrepräsentierte Geschlecht mindestens ein Mitglied stellen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 26</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(26) Im Sinne dieser Rechtsprechung sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Auswahl der am besten geeigneten Kandidaten für den Posten eines nicht geschäftsführenden Direktors/Aufsichtsratsmitglieds auf der Grundlage eines Vergleichs der Qualifikationen der Kandidaten nach vorab festgelegten, klaren, neutral formulierten und eindeutigen Kriterien erfolgt. Auswahlkriterien, die Gesellschaften zugrunde legen sollten, sind beispielsweise Erfahrung mit Management- und/oder Aufsichtsaufgaben, einschlägige Kenntnisse, beispielsweise im Bereich Finanzen, Controlling oder Personalverwaltung, Führungsqualitäten und Kommunikationsfähigkeit sowie Fähigkeit zur Netzwerkarbeit. Dem unterrepräsentierten Geschlecht sollte Vorrang eingeräumt werden, wenn der betreffende Kandidat die gleiche Qualifikation hinsichtlich Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung hat wie der Kandidat des anderen Geschlechts und wenn eine objektive Beurteilung, bei der alle die Person betreffenden Kriterien berücksichtigt werden, nicht ergeben hat, dass spezifische Kriterien zugunsten des Kandidaten des anderen Geschlechts überwiegen.
	(26) Im Sinne dieser Rechtsprechung sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Auswahl der am besten geeigneten Kandidaten für den Posten eines nicht geschäftsführenden Direktors/Aufsichtsratsmitglieds auf der Grundlage eines Vergleichs der Qualifikationen der Kandidaten nach vorab festgelegten, klaren, neutral formulierten und eindeutigen Kriterien erfolgt. Auswahlkriterien, die Gesellschaften zugrunde legen sollten, sind beispielsweise Erfahrung mit Management- und/oder Aufsichtsaufgaben, einschlägige Kenntnisse, beispielsweise im Bereich Finanzen, Controlling oder Personalverwaltung, Führungsqualitäten, internationale Erfahrungen und Kommunikationsfähigkeit sowie Fähigkeit zur Netzwerkarbeit. Dem unterrepräsentierten Geschlecht sollte Vorrang eingeräumt werden, wenn der betreffende Kandidat die gleiche Qualifikation hinsichtlich Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung hat wie der Kandidat des anderen Geschlechts und wenn eine objektive Beurteilung, bei der alle die Person betreffenden Kriterien berücksichtigt werden, nicht ergeben hat, dass spezifische Kriterien zugunsten des Kandidaten des anderen Geschlechts überwiegen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 31</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(31) Da der Anteil der Frauen und Männer in der Belegschaft einen unmittelbaren Einfluss auf die Verfügbarkeit von Kandidaten des unterrepräsentierten Geschlechts hat, können die Mitgliedstaaten festlegen, dass Gesellschaften, in denen das unterrepräsentierte Geschlecht weniger als 10 Prozent der Belegschaft ausmacht, von der Verpflichtung zur Erfüllung der in dieser Richtlinie niedergelegten Zielvorgabe ausgenommen werden.
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Alle Unternehmen müssen der Verpflichtung nachkommen, das Zahlenverhältnis der Geschlechter auszugleichen, und deshalb sollten keine Ausnahmen vorgesehen werden. Insbesondere bietet die Richtlinie allen Gesellschaften Flexibilität, was die Annahme geeigneter Verfahren anbelangt, mit denen dem Bedarf im jeweiligen Sektor Genüge getan werden soll. Nicht geschäftsführende Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder nehmen in der Regel Aufsichtsfunktionen wahr und tragen zur Erfüllung allgemeiner und nicht unmittelbar sektorbezogener Managementaufgaben bei.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 34</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(34) Die Mitgliedstaaten sollten von den börsennotierten Gesellschaften verlangen, den zuständigen nationalen Behörden jährlich Angaben zu dem Zahlenverhältnis von Frauen und Männern in ihren Leitungsorganen sowie zur Erfüllung der Zielvorgaben dieser Richtlinie vorzulegen, damit diese Behörden die Fortschritte der börsennotierten Gesellschaften im Hinblick auf ein ausgewogeneres Geschlechterverhältnis in der Unternehmensleitung beurteilen können. Diese Angaben sollten veröffentlicht werden; wenn das jeweilige Unternehmen das Ziel nicht erfüllt hat, sollten dabei die Maßnahmen dargelegt werden, die das Unternehmen ergriffen hat oder zu ergreifen gedenkt, um das Ziel zu erreichen.
	(34) Die Mitgliedstaaten sollten von den börsennotierten Gesellschaften verlangen, den zuständigen nationalen Behörden jährlich Angaben zu dem Zahlenverhältnis von Frauen und Männern in ihren Leitungsorganen sowie zur Erfüllung der Zielvorgaben dieser Richtlinie vorzulegen, damit diese Behörden die Fortschritte der börsennotierten Gesellschaften im Hinblick auf ein ausgewogeneres Geschlechterverhältnis in der Unternehmensleitung beurteilen können. Diese Angaben sollten veröffentlicht werden; wenn das jeweilige Unternehmen das Ziel nicht erfüllt hat, sollten dabei die Maßnahmen dargelegt werden, die das Unternehmen ergriffen hat oder zu ergreifen gedenkt, um das Ziel zu erreichen. Ferner sollten Unternehmen, die die Zielvorgaben nicht erreicht oder Verpflichtungen nicht erfüllt haben, in einer Begründung angeben, welche Gründe es dafür gab und welche konkreten Maßnahmen sie bisher ergriffen haben oder in Zukunft zu ergreifen beabsichtigen, um die Zielvorgabe zu erreichen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>12</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Erwägung 39</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(39) Gemäß dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sollte die für börsennotierte Gesellschaften geltende Zielvorgabe zeitlich befristet sein und nur so lange beibehalten werden, bis sich die Zusammensetzung der Leitungsorgane bleibend verändert hat. Aus diesem Grund sollte die Kommission die Anwendung dieser Richtlinie regelmäßig überprüfen und dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht erstatten. Diese Richtlinie soll am 31. Dezember 2028 außer Kraft treten. Die Kommission sollte bei ihrer Überprüfung bewerten, ob die Gültigkeit der Richtlinie darüber hinaus verlängert werden muss.
	(39) Gemäß dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sollte die für börsennotierte Gesellschaften geltende Zielvorgabe zeitlich befristet sein und nur so lange beibehalten werden, bis sich die Zusammensetzung der Leitungsorgane bleibend verändert hat. Aus diesem Grund sollte die Kommission die Anwendung dieser Richtlinie regelmäßig überprüfen und dem Europäischen Parlament und dem Rat Bericht erstatten. Diese Richtlinie soll am 31. Dezember 2028 außer Kraft treten. Die Kommission sollte bei ihrer Überprüfung bewerten, ob die Gültigkeit der Richtlinie darüber hinaus verlängert werden muss. Die Mitgliedstaaten sollten mit den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft zusammenarbeiten, um sie über die Tragweite, Umsetzung und Anwendung dieser Richtlinie zu informieren. Aufklärungskampagnen würden erheblich zur Sensibilisierung bei nicht börsennotierten Gesellschaften beitragen und sie dazu ermutigen, auf eigene Initiative ein ausgewogeneres Zahlenverhältnis von Männern und Frauen zu erreichen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Nummer 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(1) „börsennotierte Gesellschaft“ eine in einem Mitgliedstaat niedergelassene Gesellschaft, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zugelassen sind;
	(1) „börsennotierte Gesellschaft“ eine Gesellschaft, die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat hat und deren Anteile zum Handel auf einem geregelten Markt im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/39/EG in einem oder mehreren Mitgliedstaaten zugelassen sind;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>14</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Nummer 8</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(8) „kleines und mittleres Unternehmen“ oder „KMU“ ein Unternehmen, das weniger als 250 Personen beschäftigt und entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. EUR erzielt oder dessen Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Mio. EUR beläuft beziehungsweise bei KMU, die in einem Mitgliedstaat niedergelassen sind, der nicht den Euro als Währung hat, die entsprechenden Beträge in der Währung dieses Mitgliedstaats;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>15</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Artikel 3
	entfällt

	Ausnahme kleiner und mittlerer Unternehmen
	

	Diese Richtlinie gilt nicht für kleine und mittlere Unternehmen (KMU).
	


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>16</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Die genaue Anzahl der Posten nicht geschäftsführender Direktoren/der Aufsichtsratsmitglieder, bei der die Zielvorgabe gemäß Absatz 1 als erfüllt gilt, entspricht der Anzahl, die dem Anteil von 40 Prozent am nächsten kommt, wobei diese Anzahl nicht mehr als 49 % entsprechen darf.
	2. Die genaue Anzahl der Posten nicht geschäftsführender Direktoren/der Aufsichtsratsmitglieder, bei der die Zielvorgabe gemäß Absatz 1 als erfüllt gilt, muss mindestens 40 Prozent entsprechen. Besteht der Aufsichtsrat nur aus drei Mitgliedern, reicht der Anteil von eins zu zwei aus.


Or. <Original>{EN}en</Original>
<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Die Ko-Berichterstatterinnen kennen die Bedeutung der kleinen und mittleren Unternehmen als innovatives Rückgrat der Industrie in Europa. Aus diesem Grunde sollten sie bei den Bemühungen um die Gleichstellung der Geschlechter eine Vorreiterrolle einnehmen und in die Richtlinie einbezogen werden. Alle börsennotierten Gesellschaften sollten aufgrund ihrer Bedeutung für die Wirtschaft und ihrer Verantwortung für Wirtschaft und Gesellschaft die in der Richtlinie festgelegten Zielvorgaben erfüllen.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>17</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Absatz 6</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	6. Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass börsennotierte Gesellschaften, in denen das unterrepräsentierte Geschlecht weniger als 10 Prozent der Belegschaft ausmacht, von der Verpflichtung zur Erfüllung der Zielvorgabe in Absatz 1 ausgenommen sind.
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Alle Unternehmen müssen der Verpflichtung nachkommen, das Zahlenverhältnis der Geschlechter auszugleichen, und deshalb sollten keine Ausnahmen vorgesehen werden. Insbesondere bietet die Richtlinie allen Gesellschaften Flexibilität, was die Annahme geeigneter Verfahren anbelangt, mit denen dem Bedarf im jeweiligen Sektor Genüge getan werden soll. Nicht geschäftsführende Direktoren/Aufsichtsratsmitglieder nehmen in der Regel Aufsichtsfunktionen wahr und tragen zur Erfüllung allgemeiner und nicht unmittelbar sektorbezogener Managementaufgaben bei.

</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>18</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 5 – Absatz 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	3. Erfüllt eine börsennotierte Gesellschaft ihre Eigenverpflichtung gemäß Absatz 1 oder die Zielvorgaben gemäß Artikel 4 Absatz 1 nicht, so sind zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 2 auch die Gründe hierfür zu nennen und die Maßnahmen zu beschreiben, die die Gesellschaft ergriffen hat oder zu ergreifen gedenkt, um die Zielvorgaben zu erreichen beziehungsweise die Verpflichtungen zu erfüllen.
	3. Erfüllt eine börsennotierte Gesellschaft ihre Eigenverpflichtung gemäß Absatz 1 oder die Zielvorgaben gemäß Artikel 4 Absatz 1 nicht, so gibt sie eine Erklärung über die Gründe hierfür und eine Beschreibung der Maßnahmen ab, die die Gesellschaft ergriffen hat oder zu ergreifen gedenkt, um die Zielvorgaben zu erreichen beziehungsweise die Verpflichtungen zu erfüllen. Diese Erläuterung ist Teil der in Absatz 2 genannten Angaben.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>19</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 5 – Absatz 4</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	4. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Stelle(n) gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) auch für die Förderung, Analyse, Verfolgung und Unterstützung der ausgewogenen Vertretung beider Geschlechter in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften zuständig sind.
	4. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Stelle(n) gemäß Artikel 20 der Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen (Neufassung) auch für die Förderung, Analyse, Verfolgung und Unterstützung der ausgewogenen Vertretung beider Geschlechter in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften zuständig sind. Hierzu arbeiten die Mitgliedstaaten effizient mit den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft zusammen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>20</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Richtlinie</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe ba (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(ba) den Ausschluss von Ausschreibungen zur Vergabe öffentlicher Aufträge.


Or. <Original>{EN}en</Original>
<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Angesichts der Verantwortung der Mitgliedstaaten und der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften für Wirtschaft und Gesellschaft ist mehr Transparenz bei öffentlichen Unternehmen von entscheidender Bedeutung. Deshalb sollten börsennotierte Gesellschaften, die die Verpflichtungen dieser Richtlinie nicht einhalten, von Ausschreibungen zur Vergabe öffentlicher Aufträge von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse ausgeschlossen werden.

</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
BEGRÜNDUNG

Hintergrund

Die Ko-Berichterstatterinnen begrüßen den Vorschlag, der auf der Grundlage der im Jahr 2011 angenommenen Entschließung des Parlaments zu Frauen in wirtschaftlichen Führungspositionen und in Anbetracht der bei Spitzenpositionen nach wie vor bestehenden Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen vorgelegt wurde. Die vorgeschlagene Richtlinie trägt zur Wahrung des Grundsatzes der Gleichheit als Grundwert der EU bei und stellt eine Konkretisierung der Strategie der EU für Gleichstellung von Männern und Frauen auf allen Ebenen und in allen Bereichen des Wirtschaftslebens dar, die vom Europäischen Parlament mehrfach eingefordert worden ist.
1984 und 1996 gab der Europäische Rat zwei Empfehlungen ab, in denen er an die Privatwirtschaft appellierte, die Präsenz von Frauen auf allen Führungsebenen zu erhöhen, und die Kommission aufforderte, Maßnahmen in dieser Hinsicht zu ergreifen. Im März 2011 nahm die Kommission einen Dialog mit großen in der EU börsennotierte Unternehmen auf und stellte eine Initiative „Mehr Frauen in Vorstandsetagen – Selbstverpflichtung für Europa“ vor, die börsennotierte Unternehmen in Europa unterschreiben konnten, um sich dazu zu verpflichten, den Frauenanteil in ihren Leitungsorganen bis 2015 auf 30 % und bis 2020 auf 40 % zu erhöhen. Nach einem Jahr hatten jedoch erst 24 Unternehmen die Selbstverpflichtung unterzeichnet.

Alles in allem ist der Fortschritt bei der Erhöhung der Präsenz von Frauen bisher in der gesamten EU sehr langsam
, und die Verbesserungsrate ist unterschiedlich und reicht ungleichmäßig von 5 % bis 25 %. Deshalb sind die Ko-Berichterstatterinnen überzeugt, dass der europäische Gesetzgeber eine entsprechende Rechtsvorschrift erlassen sollte.

Die Ko-Berichterstatterinnen sind der Ansicht, dass Artikel 157 Absatz 3 AEUV die angemessene Rechtsgrundlage für verbindliche Maßnahmen der Union zur Gewährleistung der Anwendung des Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen bietet. Dies wurde vom Rechtsausschuss in seiner Sitzung vom 20. Juni 2013 bestätigt.

Die Wichtigkeit des Erlasses einer EU-Rechtsvorschrift

Im Laufe der Jahre haben viele Mitgliedstaaten Initiativen ergriffen, um die Frage des ausgewogenen Verhältnisses von Männern und Frauen effizient anzugehen. Manche Mitgliedstaaten haben versucht, die niedrigen Anteile der Beteiligung von Frauen in Leitungsorganen durch den Erlass von Rechtsvorschriften zu verbessern
, womit sie der Prozess der Erreichung einer ausgewogenen Vertretung von Frauen und Männern in Leitungsorganen erheblich beschleunigten. Andere haben lediglich Eigeninitiativen und von Unternehmen getroffene Maßnahmen gefördert, die sich als sehr nützlich, aber nach wie vor unzureichend erwiesen haben, um spürbare Ergebnisse zu erzielen. Es lässt sich also feststellen, dass in der EU sowohl hinsichtlich der Maßnahmen als auch hinsichtlich der Ergebnisse Heterogenität herrscht.

In Frankreich stieg der Anteil der Frauen in den Leitungsorganen französischer Unternehmen im Leitindex CAC 40 zwischen Oktober 2010 und Januar 2012 um 10 Prozentpunkte auf 22,3 %. In Italien, das 2011 ein Gesetz erließ, wonach börsennotierte und staatseigene Gesellschaften in ihren Vorständen und Aufsichtsräten bis 2015 zu einem Drittel Frauen aufweisen müssen, kam es zwischen Januar 2012 und Oktober 2012 zu einem Anstieg der Anzahl Frauen in den Leitungsorganen börsennotierter Gesellschaften um 4,9 Prozentpunkte.

In anderen Mitgliedstaaten sollten mithilfe von innerstaatlicher Selbstregulierung und Corporate-Governance-Initiativen (wie etwa Verhaltenskodizes
) die Unternehmen angeregt werden, mehr Spitzenpositionen mit Frauen zu besetzen.

Die konkreten Auswirkungen verbindlicher Ziele sind ein spürbarer Beleg dafür, dass die Unternehmen Maßnahmen für eine zwischen Männern und Frauen ausgewogene Einstellungspolitik nachkommen können. Ferner sei darauf hingewiesen, dass in den Mitgliedstaaten, die bisher keine verbindlichen Maßnahmen eingeführt haben, die Unternehmen nach wie vor weit davon entfernt sind, eine ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern zu erreichen.

Ein solider gemeinsamer Rahmen ist für Unternehmen, die sich grenzübergreifend betätigen, aber auch für die Mobilität und die Chancen qualifizierter Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen auf eine Karriere in Entscheidungsgremien von entscheidender Bedeutung.

Um den Herausforderungen, die die EU in einem anfälligen Kontext der Wirtschaftskrise zu bewältigen hat, effizient zu begegnen, muss schließlich alles Humankapital genutzt werden, um Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und eine stärkere finanzielle Leistungsfähigkeit der Unternehmen zu erreichen. Maßnahmen, die darauf abzielen, ein ausgewogeneres Geschlechterverhältnis in den Leitungsorganen zu erreichen, tragen dazu bei, dieses Ziel zu erreichen. 

Die vorgeschlagene Richtlinie
Der Vorschlag, der sich auf die Grundsätze der Gleichheit, Transparenz, Leistungsgerechtigkeit, gemeinsame Verfahren und Ziele stützt, besitzt einen erheblichen Mehrwert. Es sei darauf hingewiesen, dass die Erfüllung der aus der Richtlinie erwachsenden Verpflichtungen die Unternehmen verwaltungsmäßig nur gering belastet. Die Richtlinie wird die soziale Gerechtigkeit auf dem Arbeitsmarkt verbessern und zum Wirtschaftswachstum beitragen, indem alle verfügbaren Ressourcen, Fähigkeiten und Stärken ohne Einschränkung genutzt werden und somit das Humanpotenzial der EU effizient ausgeschöpft werden kann.

Darüber hinaus steht dieser Vorschlag mit den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit im Einklang.

Zweck der Richtlinie:

Der Vorschlag enthält das eindeutige Ziel, in allen börsennotierten Unternehmen auf den Posten der Aufsichtsratsmitglieder einen Anteil des unterrepräsentierten Geschlechts von mindestens 40 % zu erreichen, und bietet den Mitgliedstaaten und Unternehmen einen ausreichenden Rahmen, um effiziente Verfahren anzuwenden und so das ausgewogene Verhältnis der Geschlechter in den Leitungsorganen aller börsennotierten Gesellschaften zu fördern. Er wird die Corporate Governance verbessern, indem er Frauen bessere Möglichkeiten bietet, Führungspositionen zu übernehmen und mit ihren Fähigkeiten die wirtschaftlichen Leistungen der Unternehmen zu steigern.

Anwendungsbereich der Richtlinie:

Die Ko-Berichterstatterinnen nehmen zur Kenntnis, dass die vorgeschlagene Richtlinie eine befristete Maßnahme enthält, mit der für alle Mitgliedstaaten eine eindeutige gemeinsame Strategie aufgestellt werden soll, um ein gemeinsames Ziel zu erreichen: die Präsenz von mindestens 40 % des unterrepräsentierten Geschlechts unter nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern bis 2020 in privaten börsennotierten Unternehmen und bis 2018 in staatseigenen börsennotierten Gesellschaften.

Die Richtlinie ermöglicht es den Mitgliedstaaten, bei ihrer Umsetzung nationale Besonderheiten zu berücksichtigen. Daher sollten die Mitgliedstaaten eng mit den Unternehmen und Interessenträgern zusammenarbeiten, um ausreichende Verfahren und Mechanismen aufzustellen, die es ermöglichen, unter Einhaltung der von der Richtlinie vorgegebenen Frist das Ziel von 40 % zu erreichen.

Die Mitgliedstaaten, die bereits über ein wirksames System verfügen, werden in der Lage sein, es beizubehalten, sofern es in der Erreichung der Zielvorgabe einer Präsenz von mindestens 40 % des unterrepräsentierten Geschlechts in den Leitungsorganen genauso effizient ist wie das vorgeschlagene System. Überdies müssen die Mitgliedstaaten für Unternehmen, die gegen die Richtlinie verstoßen, angemessene und abschreckende Sanktionen festlegen.

Wird das Ziel der 40 % bis 2018 (Frist für Unternehmen, die sich ganz oder teilweise in öffentlicher Hand befinden) bzw. bis 2020 (Frist für private Unternehmen) nicht erreicht, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass das Ziel einer ausgewogeneren Vertretung beider Geschlechter in den Unternehmen verwirklicht wird.
Einzelne Bestimmungen für börsennotierte Gesellschaften, die öffentliche Unternehmen sind

Die Gerechtigkeits- und Transparenzanforderungen an Gesellschaften und Unternehmen, die sich ganz oder teilweise in öffentlicher Hand befinden und die als öffentliche Unternehmen im Sinne von Artikel 2 Buchstabe b der Richtlinie 2006/111/EG vom 16. November 2006 bezeichnet werden können, sind strenger. Dies bedeutet jedes Unternehmen, auf das die öffentliche Hand aufgrund Eigentums, finanzieller Beteiligung, Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die Tätigkeit des Unternehmens regeln, unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluss ausüben kann. In Anbetracht der Verantwortung solcher Gesellschaften für Wirtschaft und Gesellschaft sind verbesserte Transparenz und Gleichheit von wesentlicher Bedeutung. Darüber hinaus ist unbestreitbar, dass der öffentliche Sektor in der Gesellschaft eine Vorbildfunktion einnimmt und das Leistungsprinzip und soziale Gerechtigkeit widerspiegeln sollte. Die Mitgliedstaaten üben einen beherrschenden Einfluss auf diese Art von Unternehmen aus und verfügen daher über mehr Instrumente, um die notwendigen Veränderungen rascher herbeizuführen. In diesem Sinne sind die Gleichstellung von Frauen und Männern und eine gesteigerte Beteiligung von Frauen an wirtschaftlichen Entscheidungsprozessen ein wesentliches Ziel staatseigener Gesellschaften. Deshalb schreibt die vorgeschlagene Richtlinie vor, dass solche Gesellschaften die Verpflichtung zur ausgewogenen Vertretung in Leitungsorganen früher als die Privatwirtschaft erfüllen müssen, konkret bis 2018.

Wichtigste Punkte des Vorschlags der Ko-Berichterstatterinnen:
Ausweitung des Anwendungsbereichs:

Die Ko-Berichterstatterinnen betonen, dass es wichtig ist, den Anwendungsbereich der Richtlinie auszuweiten um so deren Wirksamkeit und Schlagkraft in allen börsennotierten Gesellschaften zu erhöhen.

– Unabhängig von ihrer Größe sollten alle börsennotierten Gesellschaften die durch die Richtlinie gesetzte Zielvorgabe erfüllen. Eine solche Anforderung ist sowohl durch ihre Verantwortung für Wirtschaft und Gesellschaft als auch durch ihr wirtschaftliches Gewicht gerechtfertigt.

– Einbeziehung von Branchen, die von einem der Geschlechter dominiert werden: Börsennotierte Gesellschaften in allen Tätigkeitsbereichen sollten aufgrund ihrer Bedeutung für die Wirtschaft und ihrer Verantwortung für Wirtschaft und Gesellschaft die in der Richtlinie festgelegte Zielvorgabe erfüllen.

Verbindliches Verfahren:

Die Ko-Berichterstatterinnen unterstreichen, dass ausdrücklich festgestellt werden sollte, dass die Richtlinie Mitgliedstaaten und Gesellschaften verpflichtet, durch Ergreifung wirksamer Maßnahmen die Zielvorgabe zu erreichen.

Größere Transparenz beim Verfahren zur Ernennung/Wahl der nicht geschäftsführenden Mitglieder von Leitungsorganen/Aufsichtsratsmitglieder:

Die Ko-Berichterstatterinnen befürworten nachdrücklich eine gesteigerte Transparenz beim Verfahren der Ernennung und Wahl der Mitglieder von Leitungsorganen, da dies der einzige Weg ist, um Vielfalt und eine Auswahl auf der Grundlage von Leistungskriterien zu gewährleisten.

Ausgewogene Vertretung::
Um das Ziel der Gleichstellung der Geschlechter zu erreichen, sollten die Gesellschaften nach Auffassung der Ko-Berichterstatterinnen die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine Vertretung des unterrepräsentierten Geschlechts von mindestens 40 % zu erreichen. Besteht der Aufsichtsrat nur aus drei Mitgliedern, sodass die Verwirklichung eines Anteils von 40 % für jedes Geschlecht unmöglich ist, so reicht ein Anteil von eins zu zwei aus.

Nichteinhaltung:

Nach Überzeugung der Ko-Berichterstatterinnen sollten Gesellschaften, die die Zielvorgaben nicht erreicht haben, in einer Begründung angeben, welche Gründe es für die fehlende Erreichung der Zielvorgaben bzw. Erfüllung der Verpflichtungen gab und welche konkreten Maßnahmen getroffen werden sollen, damit das Ziel eines ausgewogeneren Zahlenverhältnisses der Geschlechter tatsächlich erreicht wird.

Sanktionen:

Darüber hinaus betonen die Ko-Berichterstatterinnen, dass die Mitgliedstaaten sicherstellen müssen, dass börsennotierte Unternehmen, die die vorgesehenen Verfahren zur Ernennung oder Auswahl von nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern weder einführen noch anwenden oder einhalten, mit wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktionen belegt werden. Sie schlagen vor, zu der von der Kommission vorgeschlagenen Liste möglicher Sanktionen den Ausschluss von Ausschreibungen zur Vergabe öffentlicher Aufträge hinzuzufügen.

Die Ko-Berichterstatterinnen fordern eine effiziente Weiterverfolgung und Überprüfung. Hierzu müssen die Mitgliedstaaten ab 2017 und danach alle zwei Jahre über die Anwendung der Richtlinie Bericht erstatten.

Steigerung der Information und Effizienz der Richtlinie:
Die Ko-Berichterstatterinnen sind überzeugt, dass Aufklärungs- und Kommunikationskampagnen durchgeführt werden müssen, um die Interessenträger und die Bürger von den Auswirkungen der Richtlinie sowohl auf die Wirtschaft als auch auf die Gesellschaft angemessen und effizient zu unterrichten. Diese Aufklärungskampagnen werden wichtig sein, um nicht börsennotierte Gesellschaften zu sensibilisieren und sie dazu zu ermutigen, auf eigene Initiative ein ausgewogenes Zahlenverhältnis von Männern und Frauen zu erreichen.

� ABl. C ... / Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.


� Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.


� Von 2003 bis 2011 ist der Frauenanteil in Leitungsgremien von 8,5 % auf 13,7 % gestiegen, also um 5,2 Prozentpunkte in etwas über acht Jahren. Dies bedeutet eine langsame durchschnittliche Veränderung von etwa 0,6 Prozentpunkten jährlich. (Quelle: Fortschrittsbericht der Kommission: � HYPERLINK "http://ec.europa.eu/justice/gender-equality/files/women-on-boards_de.pdf" ��http://ec.europa.eu/justice/gender-equality/files/women-on-boards_de.pdf�).


� Belgien, Frankreich und Italien haben verbindliche Quoten mit Sanktionen, die Niederlande und Spanien hingegen Quoten ohne Sanktionen erlassen. Außerdem haben Dänemark, Finnland, Griechenland, Österreich und Slowenien Regeln für staatseigene Unternehmen aufgestellt (Quelle: Fortschrittsbericht der Kommission).


� In Österreich, Belgien, Dänemark, Finnland, Frankreich, Deutschland, Luxemburg, den Niederlanden, Polen, Spanien, Schweden und dem Vereinigten Königreich fördern die innerstaatlichen Vorschriften für Corporate Governance in unterschiedlichem Maße die Geschlechterdiversität in den Leitungsorganen der Unternehmen.
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